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Neun Orte 
 

Eine Diemelstadt 

HUF-Sitzung und STVV 

Warum sind die  

Änderungen der Satzungen 

erforderlich? 

7. und 15. Dezember 2017 

Vortrag: BGM Elmar Schröder 



Warum eine neue Satzung? 

• Novellierung des Hessischen Gesetzes  

 über kommunale Abgaben (HKAG) 
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Auszug der Thesis von Dominik Wohl, 

die als Entscheidungsgrundlage zur  

Satzungsänderung bei der  

Stadt Bad Arolsen diente 



Warum eine neue Satzung? 

• Novellierung des Hessischen Gesetzes über kommunale 

Abgaben (HKAG) 
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Auszug der Thesis von Dominik Wohl, 

die als Entscheidungsgrundlage zur  

Satzungsänderung bei der  

Stadt Bad Arolsen diente 



Warum eine neue Satzung? 

• Novellierung des Hessischen Gesetzes über kommunale 

Abgaben (HKAG) 

 Seite 4 



Warum eine  
neue Satzung? 
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192. Vergleichende Prüfung 



Warum eine neue Satzung? 

• Eildienst des Hessischen Städte- und Gemeindebundes 
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Neue Satzung in die Gremien 

• Entwurf der Satzung wurde mehrfach im Magistrat diskutiert, 

insbesondere im Hinblick auf den Zeitpunkt aufgrund der laufenden 

Projekte - hier: “Triftstraße“ – Anliegerversammlungen 2016/2017 

 

• Aufgrund der Anpassungspflicht können wir nicht warten, bis die 

Abrechnung der „Triftstraße“ 2019 erfolgt, zumal wir parallel am 

„Alten und Neuen Weg“ beginnen 

 

• Einstimmiger Magistratsbeschluss => Neufassung erforderlich 
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Änderungen zu den Anliegerver-
sammlungen „Triftstraße“ 

• Aussagen in Anliegerversammlungen bezogen sich auf Satzung, 

die zu diesem Zeitpunkt (2016 / 2017) galt 

 

• Die Abrechnung der Triftstraße erfolgt jedoch erst 2019 

 

• Aufgrund der Stichtagsregelung wird dann die neue Satzung für 

die Berechnung heranzuziehen sein 

 

• Aussagen zur Beitragsbemessung (Beitragsmaßstab und       

Beitragssatz)  aus den Anliegerversammlungen sind somit nicht 

mehr valide und müssen aufgrund der neuen Rechtslage und der 

Endabrechnung neu ermittelt werden  
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Welche Faktoren spielen für die 
Beitragsbemessung eine Rolle 

• Welche Kategorie hat eine Straße ? (Art des Verkehrs, 75% oder 50%) 

• Ersterschließung oder Erneuerung? 

• Veranlagungsfläche? 

• Welche Grundstücke gelten als Eckgrundstücke? 
• Die sogenannten Mehrfacherschließungen werden nur mit 2/3 von der Fläche berechnet 

• Anzahl der Vollgeschosse (sind noch festzulegen)? => Nutzfaktor 
• Sind Faktoren, die sich aus einem Vorteil ergeben, jedoch keine zu große Spannweite 

• Wie wird die Straße ausgebaut? Gibt es noch Änderungen? 

• Wie läuft die Ausschreibung der Baumaßnahme? 
• Konjunkturelle Lage, Ausschreibungszeitpunkt, Umfang der Maßnahme (Abschnitte) 

• Wie hoch ist der Endbetrag der Baumaßnahme? 

• Gibt es von der Anliegerversammlung bis zur Abrechnung rechtliche 

Änderungen? hier: Anpassungspflicht aufgrund neuer Rechtslagen 
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Anschreiben an die Anlieger  
der Triftstraße am 08.12.2017 
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Daher musste die aktuelle Straßenbeitragssatzung komplett überarbeitet und der 
derzeit gültigen Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes 
angepasst werden.  
 
Mit der Neuregelung im HKAG wurde dem Satzungsgeber auferlegt, in der Beitrags-
satzung die Verteilung des Aufwands durch entsprechende Verteilungsmaßstäbe zu 
regeln und ggf. auch zu kombinieren. Dabei sind die Maßstäbe so anzuwenden, dass 
im Interesse einer vorteilsgerechten Verteilung der Verschiedenheit der baulich 
zulässigen Nutzung der jeweiligen Grundstücke nach Art und Maß entsprochen wird. 
Danach muss der gewählte Verteilungsmaßstab sowohl der Art der Nutzung als auch 
dem Maß der Nutzung entsprechen. Er muss weiterhin angemessen und vorteilsgerecht 
sein und sollte für das Heranziehungsverfahren praktikabel und überschaubar sein.  
 
Unter dem Maß der Nutzung ist die zulässige bauliche Grundstücksausnutzung zu ver-
stehen. Für die Verteilung des umlagefähigen Aufwands wird als Ausgangsmerkmal 
regelmäßig die Anzahl der Vollgeschosse gewählt. Nach der Anzahl der Vollgeschosse 
bestimmt sich der jeweilige Nutzungsfaktor, der mit der Anzahl der Vollgeschosse 
steigt. Der Hessische Städte- und Gemeindebund empfiehlt in seiner aktuellen Straßen-
beitragsmustersatzung die Kombination von Grundstücksfläche und Geschosszahl 
bei der Beitragsbemessung. Dabei wird die Grundstücksfläche mit einem nach der 
zulässigen Anzahl der Vollgeschosse gestaffelten Nutzungsfaktor vervielfältigt.   
  
Bisher erfolgte die Steigerung des Nutzungsfaktors nicht kontinuierlich zu der Anzahl 
der Vollgeschosse, was nicht mehr der aktuellen Rechtsprechung entsprach. Der 
Verwaltungsgerichtshof Kassel hat mit einem Beschluss klargestellt, dass die Differenz 
des Nutzungsfaktors mit zunehmender Geschosszahl um je 0,25 je Vollgeschoss nicht 
zu beanstanden ist. Dieser Wert ist jetzt in die aktuelle Mustersatzung des Städte- und 
Gemeindebundes übernommen worden. Auf dieser Grundlage sind folgende neue 
Nutzungsfaktoren vorgesehen: 
 

 bei eingeschossiger Bebaubarkeit   1,0  (bisher 0,5) 

 bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  1,25  (bisher 0,8)  

 bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  1,5  (bisher 1,0)  

 bei viergeschossiger Bebaubarkeit   1,75            (bisher 1,1) 
 

 Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhöht sich der Nutzungsfaktor um  0,25. 
 
 

Auf den ersten Blick erhöht sich damit die „Veranlagungsfläche“ wesentlich 
gegenüber den Ausführungen der Anliegerversammlung am 16. März 2017. Da 
aber die zu verteilenden Baukosten nach der Endabrechnung (voraussichtlich 
2019) gleich bleiben, verringert sich im Gegenzug selbstverständlich der Umlage-
satz (Kosten pro m²) entsprechend. 
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In der Neufassung der Straßenbeitragssatzung ergeben sich neben einigen rechtlich 
begründeten redaktionellen Formulierungen auch Änderungen, die von denen in den 
Anliegerversammlungen 2016/2017 gegeben Informationen abweichen.  
 
Letztendlich hängt die Beitragserhebung jedoch von zahlreichen, jetzt noch nicht 
dezidiert bezifferbaren Faktoren (konkrete Veranlagungsflächen der Anlieger, 
Nutzungsfaktoren der einzelnen Grundstücke, mehrfach erschlossene Grundstücke, 
tatsächlicher Ausbau der Straße nebst Grundstücksanpassungen, endgültiges 
Abrechnungsergebnis usw.) ab, so dass die konkreten Auswirkungen der 
Satzungsänderung auf die einzelne Beitragsabrechnung in der Triftstraße zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht abschließend ermittelbar sind.  
 
Im Wesentlichen wird der Straßenbeitrag wie bisher nach der Grundstücksgröße und 
der Art der Nutzung und der zulässigen Bebauung (Geschosse) berechnet, wobei 
jedoch der berechnete Unterschied zwischen den einzelnen zulässigen Vollgeschossen 
effektiv etwas geringer ausfällt; d.h. die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wirkt sich 
bei der Beitragsberechnung geringer auf den Gesamtbeitrag aus. Die Differenz des 
Beitrages zwischen z.B. eingeschossiger und mehrgeschossiger Bauweise bei gleicher 
Grundstücksgröße verringert sich zugunsten der mehrgeschossigen Bauweise. 
 
Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und der notwendigen Anpassungspflicht 
nachzukommen, ist davon auszugehen, dass die Stadtverordneten in der kommenden 
Sitzung am 15.12.2017 dem Vorschlag der Verwaltung, des Magistrats und der 
einstimmigen Empfehlung des Haupt- und Finanzausschusses vom 07.12.2017 folgen 
und die Straßenbeitragssatzung verabschieden werden.  
 
Diese neue Straßenbeitragssatzung wird 2019 für die „Triftstraße“ als Abrech-
nungsgrundlage dienen, nachdem die Endabrechnung und der Fertigstellungs-
beschluss des Magistrates vorliegen. Erst zu diesem Zeitpunkt entsteht die 
Beitragspflicht.     
 
Es ist uns sehr wichtig, Sie über diese Neuerungen so umfassend wie möglich zu 
informieren, daher steht Ihnen für nähere Auskünfte auch der zuständige Fach-
dienstleiter, Herr Wetekam, selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Schröder, Bürgermeister 
 
 



Fazit 

• Bisher sind wir bei allen Abrechnungen rechtssicher 
vorgegangen,  daher gab es bisher keine Widerspruchswelle 

 

• Es gab bisher keine Zerwürfnisse, auch nicht in 
schwierigen Situationen – immer Einigung mit Anliegern 

 

• Die Verwaltung und der Magistrat legen ihnen heute zwei 
neue Satzungen vor, die auf den Mustersatzungen des 
HSGB und der Anforderungen des HKAG basieren 

 

    Nun liegt die Entscheidung bei den Stadtverordneten 
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